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Mitte April 2026 hat Gemeinderat 
Bernhard Moravtits sein Mandat 
aus persönlichen Gründen zurück-
gelegt. Wir bedanken uns herzlich 
für seinen Einsatz und sein En-
gagement für Langenzersdorf und 
wünschen ihm auf diesem Wege 
für die Zukunft alles Gute.

Herzlich willkommen, Dagmar Flei-
scher!

Mit Dagmar Fleischer übernimmt 
eine engagierte Langenzersdorfe-
rin das Gemeinderatsmandat der 
FPÖ. Die 1964 geborene Pensionis-
tin ist in Langenzersdorf geboren 
und aufgewachsen und lebt seit 
2009 wieder hier.

Dagmar Fleischer ist ausgebilde-
te Krankenschwester und war von 
1996 bis 2013 Betriebsratsvorsit-
zende. Als Mutter von zwei Kindern, 
Ziehmutter eines Pflegekindes und 
durch die langjährige Betreuung 
ihrer Schwester mit Down-Syn-
drom bringt sie viel persönliche 
Erfahrung und Verständnis für so-
ziale Anliegen mit. Darüber hinaus 

engagiert sie sich bei Charity-Ak-
tivitäten und in sozialen Netzwer-
ken.

Ihr persönliches Ziel:
„Mehr Lebensqualität für Men-
schen mit Behinderung“

Dieses Anliegen möchte Dagmar 
Fleischer auch in ihre politische 
Arbeit einbringen und sich dafür 
einsetzen, dass die Bedürfnisse 
von Menschen mit Behinderung 
im Gemeindeleben stärker berück-
sichtigt werden.

Mitarbeit in vier Ausschüssen

Als Gemeinderätin ist Dagmar Flei-
scher in folgenden Ausschüssen 
vertreten:

 Finanzen & Digitalisierung

 Mobilität & Verkehr

 Liegenschaften & Wohnungswe-
sen

 Umwelt & Nachhaltigkeit

Damit übernimmt sie Verantwor-
tung in wichtigen Bereichen der 
Gemeindepolitik und möchte ihre 
beruflichen und persönlichen Er-
fahrungen konstruktiv in die Arbeit 
des Gemeinderates einbringen.

Gemeinderat Othmar Vytlacil hat 
die Funktion des Obmannstell-
vertreters im Prüfungsausschuss 
übernommen.

Wir wünschen Dagmar Fleischer 
für ihre neue Aufgabe viel Erfolg 
und freuen uns auf ihren engagier-
ten Einsatz für Langenzersdorf!

Mandatswechsel bei der FPÖ Langenzersdorf
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Informieren, vorsorgen und vorbereitet sein:

Zivilschutz zum Anfassen

Am 10. Oktober 2026 von 9:00 bis 13:00 Uhr findet die 
alljährliche Feuerlöscher-Überprüfung der Freiwilli-
gen Feuerwehr Langenzersdorf statt.

Im Rahmen dieser Veranstaltung steht auch der Zi-
vilschutzbeauftragte Gemeinderat Othmar Vytlacil für 
Fragen und Antworten rund um den Zivilschutz zur 
Verfügung.

Ob Blackout, Unwetter, Stromausfall oder andere 
Notfälle – gute Vorbereitung kann im Ernstfall ent-
scheidend sein. Nutzen Sie die Gelegenheit, sich zu 
informieren und wertvolle Tipps für den persönlichen 
Selbstschutz und die Vorsorge zu erhalten.

Kommen Sie vorbei!
Wir freuen uns auf Ihren Besuch!
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Mobilität entscheidet über Lebens-
qualität. Gerade im Weinviertel 
wissen die Menschen ganz genau, 
dass öffentlicher Verkehr im länd-
lichen Raum anders funktionieren 
muss als in Wien oder in anderen 
Ballungsräumen. Wer am Land lebt, 
braucht verlässliche Verbindungen 
für den Weg zur Arbeit, zur Schule, 
zum Arzt, zum Einkaufen und zu-
rück nach Hause. Gleichzeitig muss 
klar sein: Ein großer Linienbus ist 
nicht überall und zu jeder Tages-
zeit die richtige Antwort. Dort, wo 
viele Menschen unterwegs sind, 
braucht es starke Linien. Dort, wo 
die Nachfrage geringer ist, braucht 
es flexible Lösungen.

Genau hier setzt das neue Ver-
kehrsmodell „Weinviertel West“ an.

Unter der Verantwortung von Ver-
kehrslandesrat LH-Stellvertreter 
Udo Landbauer wird der öffentli-
che Verkehr im westlichen Wein-
viertel neu geordnet. Nicht ideo-

logisch, nicht abgehoben, sondern 
praktisch: Bahn, Regionalbusse 
und Anrufsammeltaxis werden zu 
einem integrierten Gesamtange-
bot verbunden. Das ist der richtige 
Weg für unsere Region.

Das sogenannte leopoldi-Prinzip 
der NÖVOG verbindet die Stärken 
des klassischen Linienverkehrs 
mit den Stärken flexibler Bedarfs-
verkehre. Die Bahnlinien und die 
LEOpoldi Regionalbusse bilden 
die starken Hauptachsen. Sie sind 
die Hauptschlagadern des öffentli-
chen Verkehrs und sollen dort fah-
ren, wo viele Fahrgäste unterwegs 
sind. Ergänzend dazu kommen die 
leoPOLDI Anrufsammeltaxis zum 
Einsatz. Sie kommen dort zum Ein-
satz, wo große Linienbusse wirt-
schaftlich und verkehrlich wenig 
sinnvoll sind – in der Fläche, auf 
Nebenstrecken und zu Zeiten ge-
ringerer Nachfrage.

Damit entsteht kein Flickwerk, son-
dern ein Gesamtmodell. Das ist 
der entscheidende Unterschied. 
Es geht nicht darum, hier ein paar 
Busse und dort ein paar Taxis ne-
beneinander fahren zu lassen. Es 
geht darum, die Angebote so auf-
einander abzustimmen, dass der 
Bürger verlässlich von A nach B 
kommt. Gerade Pendler, Schüler, 
Familien und Senioren brauchen 
keine politischen Schlagworte, 

sondern ein Angebot, das im Alltag 
funktioniert

Die Leistungsdaten zeigen, dass 
hier nicht klein gedacht wird. Das 
Pilotprojekt „Weinviertel West“ um-
fasst rund 70 Gemeinden mit etwa 
200.000 Einwohnern. Geplant sind 
rund 150 leopoldi Regionalbusse 
auf etwa 65 Linien. Diese werden 
pro Jahr rund 5,2 Millionen Kilome-
ter zurücklegen. Zusätzlich sollen 
rund 21 leopoldi Anrufsammelta-
xis Montag bis Samstag unterwegs 
sein. Bestellt werden können diese 
flexibel – telefonisch und über die 
poldi-App. Das Pilotprojekt wird 
für acht Jahre vergeben, mit der 
Möglichkeit einer Verlängerung auf 
zehn Jahre.

Das ist ein starkes Signal für das 
Weinviertel. Udo Landbauer zeigt 
damit, dass öffentlicher Verkehr 
im ländlichen Raum nicht an star-
ren Denkmustern scheitern darf. 
Der Verkehrslandesrat setzt auf 
Qualität, Verlässlichkeit und ei-
nen sinnvollen Einsatz von Steu-
ergeld. Genau das ist freiheitliche 
Verkehrspolitik: Das Angebot muss 
den Menschen dienen – nicht
irgendwelchen politischen Moden.

Besonders wichtig ist dabei die 
Rolle der NÖVOG. Seit Ende 2024 
hat die Niederösterreichische Ver-
kehrsorganisationsgesellschaft 

Udo Landbauer bringt Bus, Bahn und Anrufsammeltaxi 
in ein gemeinsames System 
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die Gesamtverantwortung für den 
öffentlichen Regionalbusverkehr 
übernommen – also für Busse und 
bedarfsgesteuerte Verkehre. Das 
ist ein wesentlicher Schritt, weil 
damit Planung, Abstimmung und 
Verbesserung aus einer Hand er-
folgen können. Buslinien müssen 
untereinander funktionieren. Bus 
und Bahn müssen besser aufei-
nander abgestimmt werden. Und 
flexible Angebote müssen dort 
eingesetzt werden, wo sie echten 
Nutzen bringen.

Udo Landbauer hat in dieser Frage 
klar gemacht, worum es geht: Öf-
fentlicher Verkehr muss pünktlich 
und verlässlich sein. Das klingt 
einfach, ist aber der Kern jeder 
vernünftigen Verkehrspolitik. Die 

Menschen brauchen keine schö-
nen Konzepte am Papier, sondern 
ein System, das sie in der Früh zur 
Arbeit bringt, am Nachmittag nach 
Hause, den Schüler in die Schule 
und den älteren Menschen zum 
Arzt.

Dass der Betriebsstart von „Wein-
viertel West“ nun für 2027 geplant 
ist, liegt nicht an politischer Untä-
tigkeit. Der Abschluss des Verga-
beprozesses hat sich wegen eines 
Rechtsmittels eines unterlegenen 
Bieters verzögert. Das ist in einem 
Rechtsstaat möglich und muss 
auch entsprechend abgewickelt 
werden. Wer daraus ein politisches 
Versagen des Landes konstruieren 
will, ignoriert entweder bewusst 
die Rechtslage oder versteht das 

Verfahren nicht. Ein Verkehrslan-
desrat kann ein Vergabeverfahren 
nicht einfach per Zuruf abdrehen 
oder einen Einspruch wegtelefo-
nieren. Das unterscheidet seriöse 
Regierungsarbeit von billiger Op-
positionsinszenierung.

Genau diese haltlose Inszenierung 
erleben wir derzeit leider von der 
SPÖ. Aus einer schwachen politi-
schen Position heraus wird ver-
sucht, die Verantwortung für das 
Auslaufen des Anrufsammeltaxis 
im Bezirk Korneuburg dem Land 
Niederösterreich umzuhängen.

Das ist falsch. Es ist eine tatsa-
chenwidrige Darstellung und eine 
Nebelgranate auf Kosten der Bür-
ger.
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Die Fakten sind klar: Das regionale 
Anrufsammeltaxi-System im Bezirk 
Korneuburg geht auf das Jahr 2015 
zurück. Damals startete das Vor-
gängermodell „Korneuburg ISTmo-
bil“ als regionales Zusatzangebot. 
Dieses Angebot war aber nie das 
Grundangebot des Landes Nieder-
österreich. Es wurde von der Re-
gion zusätzlich zum bestehenden 
Regionalbusangebot eingeführt. 

Genau deshalb war auch immer 
klar: Die Gemeinden bestellen, or-
ganisieren und tragen ihren Anteil. 
Das Land kann fördern – und das 
Land hat gefördert.

Auch für das Betriebsjahr 2026 
wurde die Landesförderung zuge-
sagt. Konkret geht es um 200.528 
Euro Landesförderung bei 469.800 
Euro Gesamtkosten. Das Land Nie-
derösterreich hat damit geliefert. 
Es hat seine Aufgabe als Förder-
geber erfüllt. Wer jetzt behauptet, 
das Land habe „abgedreht“, ver-
breitet eine Unwahrheit. Die Ein-
stellung von „Korneuburg mobil“ 
per 30. Juni 2026 beruht auf einer 

Entscheidung der beteiligten Ge-
meinden. Diese Gemeinden finan-
zieren und bestellen das System. 
Wenn sie die Verträge nicht weiter-
führen, dann ist das eine regionale 
Entscheidung. Und ja: 

Dazu gehören auch Gemeinden, in 
denen die SPÖ kommunalpoliti-
sche Verantwortung trägt oder mit-
verantwortlich ist. Gerade deshalb 
ist die rote Empörung besonders 
durchsichtig.

Dort, wo man selbst in den Ge-
meinden Verantwortung trägt, will 
man plötzlich nichts mehr davon 
wissen – und zeigt mit dem Finger 
auf das Land.

Dabei wäre der Weg klar gewesen. 
Bis zur Umsetzung von „Weinviertel 
West“ hätte die Region das beste-
hende Zusatzangebot weiterführen 
und für eine weitere Förderung 
beim Land ansuchen können.

Das Land steht weiterhin als Förd-
ergeber im Rahmen der geltenden 
Regeln zur Verfügung. Aber eines 

muss auch gesagt werden: Wer ein 
zusätzliches Angebot bestellt, muss 
auch bereit sein, den nach Abzug 
der Förderung verbleibenden An-
teil zu tragen. Verantwortung kann 
man nicht nur dann übernehmen, 
wenn sie politisch angenehm ist.

Mit dem Start von „Weinviertel 
West“ wird sich diese Struktur oh-
nehin grundlegend verbessern. 
Dann werden große Teile der be-
darfsgesteuerten Grundversorgung 
in das neue Landesgrundangebot 
integriert.

Für die Gemeinden bedeutet das: 
Künftig fällt für die ausgeschrie-
bene bedarfsgesteuerte Grund-
versorgung kein eigener Kosten-
beitrag mehr an. Gerade das zeigt, 
wie sinnvoll das neue Modell ist. Es 
nimmt nicht nur den Bürger ernst, 
sondern entlastet auch die kom-
munale Ebene.

Eine zentrale Rolle in dieser Ausei-
nandersetzung nimmt auch LAbg. 
Mag. Hubert Keyl ein. 

Als Verkehrssprecher der FPÖ Nie-
derösterreich, als Obmann des Ver-
kehrs-Ausschusses im NÖ Landtag 
und als Bezirksparteiobmann im 
Bezirk Korneuburg kennt er die 
Lage vor Ort und die Abläufe im 
Landtag. Er hat in der Debatte klar 
ausgesprochen, was Sache ist: Das 
Land liefert. Die Gemeinden haben 
eingestellt. Und die SPÖ versucht, 
mit einer armseligen Inszenierung 
von dieser Tatsache abzulenken.

© NÖVOG/Bollwein
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Keyl steht dabei für eine Politik, die 
sich nicht von Schlagzeilen treiben 
lässt, sondern die Zuständigkeiten 
sauber benennt.

Gerade im Verkehr braucht es Sach-
lichkeit. Wer bestellt? Wer zahlt? 
Wer fördert? Wer entscheidet? Die-
se Fragen muss man beantworten, 

bevor man politische Vorwürfe er-
hebt. Genau das wurde im Land-
tag klargestellt. Die Freiheitlichen 
stehen zu einer funktionierenden 
Mobilität im Weinviertel.

Wir wissen: Das Auto bleibt im 
ländlichen Raum unverzichtbar. 
Aber dort, wo öffentlicher Verkehr 
sinnvoll ist, muss er auch verläss-
lich und sauber organisiert sein. 
Das neue Modell „Weinviertel West“ 
ist deshalb ein wichtiger Schritt. Es 
verbindet starke Linien mit flexib-
len Angeboten. Es berücksichtigt 
die Realität der Fläche.

Und es folgt einem einfachen 
Grundsatz: Öffentlicher Verkehr 
muss dem Bürger nützen. Wäh-
rend andere Parteien versuchen, 
aus Verzögerungen im Vergabe-

verfahren oder aus kommunalen 
Entscheidungen parteipolitisches 
Kleingeld zu schlagen, arbeitet Udo 
Landbauer an einer strukturellen 
Verbesserung des öffentlichen 
Verkehrs in Niederösterreich. Das 
ist der Unterschied zwischen Ver-
antwortung und Theater.

Für das Weinviertel bedeutet 
„Weinviertel West“ eine echte 
Chance: mehr Ordnung im System, 
bessere Abstimmung von Bus und 
Bahn, flexible Ergänzung durch An-
rufsammeltaxis und ein Angebot, 
das auf die Bedürfnisse der Men-
schen im ländlichen Raum zuge-
schnitten ist.

Genau diesen Weg werden wir 
Freiheitliche weiter unterstützen.

LAbg. GR Mag. Hubert Keyl
Bezirksparteiobmann
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 FPÖ-Kontakt vor Ort
GR Dagmar Fleischer      

 dagmar.fleischer@gmx.at
GR Othmar Vytlacil        

 vytlacil@ymail.com
Zivilschutzbeauftragter

Das Wohl der Gemeindebürger liegt uns sehr am Herzen. Kommen Sie mit Ihren Anliegen, Wünschen und 
auch Beschwerden, wir sind stets bemüht eine Lösung zu finden.
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